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28.6.2017 A8-0234/6 

Änderungsantrag 6 

Bodil Valero 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Bezugsvermerk 11 a (neu) 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 – unter Hinweis auf Informationen 

der Nachrichtendienste der EU und der 

Mitgliedstaaten, wonach es keine 

stichhaltigen Beweise dafür gibt, dass 

Fethullah Gülen der Drahtzieher des 

gescheiterten Putschversuchs vom 15. Juli 

2016 war, 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/7 

Änderungsantrag 7 

Bodil Valero 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Bezugsvermerk 12 a (neu) 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 – unter Hinweis darauf, dass die 

Türkei wegen eines Verstoßes gegen die 

internationale Rechtsstaatlichkeit im Fall 

des Richters Aydin Sefa Akay, der unter 

den Notstandsdekreten verhaftet wurde, 

obwohl er während seiner Tätigkeit als 

Mitglied der internationalen 

Strafgerichtshöfe der VN für das 

ehemalige Jugoslawien und für Ruanda 

diplomatische Immunität genoss, an den 

VN-Sicherheitsrat verwiesen wurde, 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/8 

Änderungsantrag 8 

Bodil Valero 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 2 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

2. betont jedoch, dass die im Rahmen 

des Notstands ergriffenen Maßnahmen 

umfassende, unverhältnismäßige und lang 

anhaltende negative Auswirkungen auf 

eine große Anzahl von Bürgern und auf 

den Schutz der Grundrechte im Land 

hatten; verurteilt die Massenentlassungen 

von Beamten und Polizisten, die 

Massenliquidierung von Medien, die 

Verhaftungen von Journalisten, 

Wissenschaftlern, Richtern, 

Menschenrechtsverteidigern, gewählten 

und nicht gewählten Amtsträgern, 

Mitgliedern der Sicherheitsdienste und 

gewöhnlichen Bürgern und die 

Beschlagnahmung ihres Eigentums und 

Vermögens und ihrer Pässe, die Schließung 

vieler Schulen und Universitäten und das 

gegen Tausende türkischer Bürger auf der 

Grundlage der Notstandsdekrete ohne 

individuelle Entscheidungen und ohne die 

Möglichkeit einer zeitnahen juristischen 

Überprüfung verhängte Reiseverbot; ist 

besorgt über die Beschlagnahmung und in 

einigen Fällen die Verstaatlichung von 

türkischen privaten Betrieben und 

Unternehmen; fordert die unverzügliche 

und bedingungslose Freilassung aller 

Häftlinge, die ohne Beweise für eine 

persönliche Beteiligung an einer Straftat 

festgehalten werden; bedauert in diesem 

2. betont jedoch, dass die im Rahmen 

des Notstands ergriffenen Maßnahmen 

umfassende, unverhältnismäßige und lang 

anhaltende negative Auswirkungen auf 

eine große Anzahl von Bürgern und auf 

den Schutz der Grundrechte im Land 

haben; verurteilt die Massenentlassungen 

von Beamten und Polizisten, die 

Massenliquidierung von Medien, die 

Verhaftungen von Journalisten, 

Wissenschaftlern, Richtern, 

Menschenrechtsverteidigern, gewählten 

und nicht gewählten Amtsträgern, 

Mitgliedern der Sicherheitsdienste und 

gewöhnlichen Bürgern und die 

Beschlagnahmung ihres Eigentums und 

Vermögens und ihrer Pässe, die Schließung 

vieler Schulen und Universitäten und das 

gegen Tausende türkischer Bürger auf der 

Grundlage der Notstandsdekrete ohne 

individuelle Entscheidungen und ohne die 

Möglichkeit einer zeitnahen juristischen 

Überprüfung verhängte Reiseverbot; ist 

besorgt über die Beschlagnahmung und in 

einigen Fällen die Verstaatlichung von 

türkischen privaten Betrieben und 

Unternehmen; fordert die unverzügliche 

und bedingungslose Freilassung aller 

Häftlinge, die ohne Beweise für eine 

persönliche Beteiligung an einer Straftat 

festgehalten werden; bedauert in diesem 
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Zusammenhang, dass die legislativen 

Vorrechte des Parlaments nachhaltig 

untergraben wurden; 

Zusammenhang, dass die legislativen 

Vorrechte des Parlaments nachhaltig 

untergraben wurden; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/9 

Änderungsantrag 9 

Bodil Valero 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 9 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

9. stellt mit Bedauern fest, dass die 

nach der Erklärung des Notstands 

ergriffenen unverhältnismäßigen 

Maßnahmen – unter anderem Festnahmen, 

Entlassungen, Inhaftierungen und 

Beschlagnahmung von Eigentum – nicht 

nur auf Tausende von Menschen 

abzielten, die mutmaßliche 

Mitglieder/Unterstützer der Gülen-

Bewegung sind, sondern auch auf 

Andersdenkende im Allgemeinen und 

politische Oppositionsparteien im 

Besonderen; wartet immer noch darauf, 

dass stichhaltige Beweise bezüglich der 

Urheber des Putschversuchs vorgelegt 

werden; verurteilt aufs Schärfste die 

Inhaftierung von 11 Abgeordneten der 

Demokratischen Volkspartei (HDP), 

darunter ihre stellvertretenden 

Vorsitzenden Figen Yuksekdag und 

Selahattin Demirtas, eines Abgeordneten 

der Republikanischen Volkspartei (CHP) 

und von 85 kurdischen Bürgermeistern; 

fordert die türkische Regierung mit 

Nachdruck auf, den Notstand unverzüglich 

aufzuheben; warnt davor, Maßnahmen zur 

Terrorismusbekämpfung als Legitimation 

für die Unterdrückung der Menschenrechte 

zu missbrauchen; 

9. bedauert die Tatsache, dass die 

nach der Erklärung des Notstands 

ergriffenen unverhältnismäßigen 

Maßnahmen – unter anderem Festnahmen, 

Entlassungen, Inhaftierungen und 

Beschlagnahmung von Eigentum – auf 

Hunderttausende von Menschen, die 

mutmaßliche Mitglieder/Unterstützer der 

Gülen-Bewegung sind, sowie auf 

Andersdenkende im Allgemeinen und 

politische Oppositionsparteien im 

Besonderen abzielten; wartet immer noch 

darauf, dass stichhaltige Beweise bezüglich 

der Urheber des Putschversuchs vorgelegt 

werden; verurteilt aufs Schärfste die 

Inhaftierung von 11 Abgeordneten der 

Demokratischen Volkspartei (HDP), 

darunter ihre stellvertretenden 

Vorsitzenden Figen Yuksekdag und 

Selahattin Demirtas, eines Abgeordneten 

der Republikanischen Volkspartei (CHP) 

und von 85 kurdischen Bürgermeistern; 

fordert die türkische Regierung mit 

Nachdruck auf, den Notstand unverzüglich 

aufzuheben; warnt davor, Maßnahmen zur 

Terrorismusbekämpfung als Legitimation 

für die Unterdrückung der Menschenrechte 

zu missbrauchen; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/10 

Änderungsantrag 10 

Bodil Valero 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 20 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

20. fordert eine Vertiefung der 

Beziehungen zwischen der EU und der 

Türkei in wichtigen Bereichen von 

gemeinsamem Interesse wie 

Terrorismusbekämpfung, Migration, 

Energie, Wirtschaft und Handel, und 

bekräftigt, dass der Dialog und die 

Zusammenarbeit erhalten und gefördert 

werden sollten; ist der Überzeugung, dass 

die Zusammenarbeit zwischen der EU und 

der Türkei in diesen Bereichen eine 

Investition in die Stabilität und den 

Wohlstand sowohl der Türkei als auch der 

EU darstellt, sofern beide Seiten ihren 

Verpflichtungen in Bezug auf Grundrechte 

und Grundfreiheiten nachkommen; ist der 

Überzeugung, dass eine Zusammenarbeit 

zwischen den Mitgliedern der 

Zivilgesellschaft von entscheidender 

Bedeutung ist, und fordert nachdrücklich 

dazu auf, diese Kontakte zu intensivieren; 

20. fordert eine Fortsetzung der 

Beziehungen zwischen der EU und der 

Türkei in wichtigen Bereichen von 

gemeinsamem Interesse und bekräftigt, 

dass der Dialog und die Zusammenarbeit 

erhalten und gefördert werden sollten; ist 

der Überzeugung, dass die 

Zusammenarbeit zwischen der EU und der 

Türkei eine Investition in die Stabilität und 

den Wohlstand sowohl der Türkei als auch 

der EU darstellt, sofern beide Seiten ihren 

Verpflichtungen in Bezug auf Grundrechte 

und Grundfreiheiten nachkommen; ist der 

Überzeugung, dass eine Zusammenarbeit 

zwischen den Mitgliedern der 

Zivilgesellschaft von entscheidender 

Bedeutung ist, und fordert nachdrücklich 

dazu auf, diese Kontakte zu intensivieren; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/11 

Änderungsantrag 11 

Bodil Valero 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 22 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

22. ist der Ansicht, dass eine Stärkung 

der Handelsbeziehungen konkrete Vorteile 

für die Bürger in der Türkei und der EU 

bringen könnte, und unterstützt daher 

angesichts der derzeitigen Defizite der 

Zollunion den Vorschlag der Kommission, 

Verhandlungen über die Aktualisierung der 

Zollunion aufzunehmen; bekräftigt, dass 

die EU der wichtigste Handelspartner der 

Türkei ist und dass zwei Drittel der 

ausländischen Direktinvestitionen in der 

Türkei aus EU-Mitgliedstaaten stammen; 

unterstreicht ebenso die wirtschaftliche 

Bedeutung der Türkei als Wachstumsmarkt 

für die EU; sieht die Einbeziehung der 

Sozialpartner in die Verhandlungen als 

entscheidend an; fordert die Kommission 

auf, eine Klausel über die Menschenrechte 

und die Grundfreiheiten in die verbesserte 

Zollunion zwischen der Türkei und der EU 

aufzunehmen, sodass die Menschenrechte 

und die Grundfreiheiten dabei zu einer 

Schlüsselvoraussetzung werden; weist 

darauf hin, dass die Zollunion ihr 

vollständiges Potenzial nur dann 

ausschöpfen kann, wenn die Türkei das 

Zusatzprotokoll gegenüber allen 

Mitgliedstaaten vollständig umsetzt; nimmt 

die Schlussfolgerung der Kommission zur 

Kenntnis, dass es für eine weitere 

Integration des Handels mit der EU 

22. ist der Ansicht, dass eine Stärkung 

der Handelsbeziehungen konkrete Vorteile 

für die Bürger in der Türkei und der EU 

bringen könnte; spricht sich jedoch gegen 

den Vorschlag der Kommission aus, 

Verhandlungen über die Aktualisierung der 

Zollunion aufzunehmen, bis in der Türkei 

erhebliche Verbesserungen in Bezug auf 

die Achtung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten erzielt wurden; 

bekräftigt, dass die EU der wichtigste 

Handelspartner der Türkei ist und dass 

zwei Drittel der ausländischen 

Direktinvestitionen in der Türkei aus EU-

Mitgliedstaaten stammen; unterstreicht 

ebenso die wirtschaftliche Bedeutung der 

Türkei als Wachstumsmarkt für die EU; 

sieht die Einbeziehung der Sozialpartner 

als entscheidend an; fordert die 

Kommission auf, eine Klausel über die 

Menschenrechte und die Grundfreiheiten in 

eine zukünftige verbesserte Zollunion 

zwischen der Türkei und der EU 

aufzunehmen, sodass die Menschenrechte 

und die Grundfreiheiten dabei zu einer 

Schlüsselvoraussetzung werden; weist 

darauf hin, dass die Zollunion ihr 

vollständiges Potenzial nur dann 

ausschöpfen kann, wenn die Türkei das 

Zusatzprotokoll gegenüber allen 

Mitgliedstaaten vollständig umsetzt; nimmt 
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förderlich wäre, wenn die Türkei die 

Hindernisse für die Funktionsfähigkeit der 

Zollunion beseitigt; 

die Schlussfolgerung der Kommission zur 

Kenntnis, dass es für eine weitere 

Integration des Handels mit der EU 

förderlich wäre, wenn die Türkei die 

Hindernisse für die Funktionsfähigkeit der 

Zollunion beseitigt; 

Or. en 



 

AM\1129554DE.docx  PE605.568v01-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

 

28.6.2017 A8-0234/12 

Änderungsantrag 12 

Bodil Valero 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 23 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

23. stellt fest, dass die 

Visaliberalisierung für die türkische 

Bevölkerung, insbesondere für 

Geschäftsleute und für türkischstämmige 

Menschen in der EU, von zentraler 

Bedeutung ist und die Kontakte zwischen 

den Menschen verbessern wird; hält die 

türkische Regierung an, die verbleibenden 

noch offenen Kriterien zu erfüllen, die im 

Fahrplan für die Visaliberalisierung 

festgelegt sind; betont, dass die 

Überarbeitung ihrer Rechtsvorschriften zur 

Terrorismusbekämpfung eine zentrale 

Voraussetzung für die Sicherung der 

Grundrechte und Grundfreiheiten ist und 

dass eine Visaliberalisierung erst möglich 

ist, wenn alle Kriterien erfüllt wurden; 

23. stellt fest, dass die 

Visaliberalisierung für die türkische 

Bevölkerung, insbesondere für 

Geschäftsleute und für türkischstämmige 

Menschen in der EU, von zentraler 

Bedeutung ist und die Kontakte zwischen 

den Menschen verbessern wird; hält die 

türkische Regierung an, die verbleibenden 

noch offenen Kriterien zu erfüllen, die im 

Fahrplan für die Visaliberalisierung 

festgelegt sind; betont, dass die 

Überarbeitung ihrer Rechtsvorschriften zur 

Terrorismusbekämpfung eine zentrale 

Voraussetzung für die Sicherung der 

Grundrechte und Grundfreiheiten ist und 

dass eine Visaliberalisierung erst möglich 

ist, wenn alle Kriterien erfüllt wurden; 

fordert alle Länder und insbesondere alle 

EU-Mitgliedstaaten auf, 

Auslieferungsersuchen in Bezug auf 

Personen, denen Verbindungen zur 

Gülen-Bewegung zur Last gelegt werden, 

nicht nachzukommen; 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/13 

Änderungsantrag 13 

Bodil Valero 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 26 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

26. verurteilt aufs Schärfste alle in der 

Türkei begangenen Terroranschläge und 

steht der türkischen Bevölkerung bei 

unserem gemeinsamen Kampf gegen den 

Terrorismus entschlossen zur Seite; nimmt 

die bilateralen Beziehungen zwischen den 

EU-Mitgliedstaaten und der Türkei im 

Bereich der Zusammenarbeit zur 

Terrorismusbekämpfung bezüglich der 

„ausländischen Kämpfer“ zur Kenntnis; 

betont, dass eine intensive Zusammenarbeit 

zwischen Europol und den türkischen 

Strafverfolgungsbehörden von 

grundlegender Bedeutung für eine 

wirksame Bekämpfung des Terrorismus 

ist; verurteilt erneut, dass die kurdische 

Arbeiterpartei (PKK), die seit 2002 auf der 

EU-Liste terroristischer Vereinigungen 

steht, wieder Gewalttaten verübt, und 

fordert sie nachdrücklich auf, die Waffen 

niederzulegen und friedliche und 

rechtmäßige Mittel zu nutzen, um ihren 

Erwartungen Ausdruck zu verleihen; 

betont, dass eine friedliche Lösung der 

Kurdenfrage auch für die demokratische 

Zukunft der Türkei erforderlich ist und nur 

erzielt werden kann, wenn alle betroffenen 

Parteien und demokratischen Kräfte 

einbezogen werden; fordert eine 

Wiederaufnahme der Verhandlungen im 

Hinblick auf eine umfassende und 

26. verurteilt aufs Schärfste alle in der 

Türkei begangenen Terroranschläge und 

steht der türkischen Bevölkerung bei 

unserem gemeinsamen Kampf gegen den 

Terrorismus entschlossen zur Seite; nimmt 

die bilateralen Beziehungen zwischen den 

EU-Mitgliedstaaten und der Türkei im 

Bereich der Zusammenarbeit zur 

Terrorismusbekämpfung bezüglich der 

„ausländischen Kämpfer“ zur Kenntnis; 

betont, dass eine intensive Zusammenarbeit 

zwischen Europol und den türkischen 

Strafverfolgungsbehörden von 

grundlegender Bedeutung für eine 

wirksame Bekämpfung des Terrorismus 

ist; verleiht seiner tiefen Enttäuschung 

darüber Ausdruck und verurteilt erneut, 

dass im Südosten des Landes wieder 

Gewalttaten verübt werden, und fordert die 

kurdische Arbeiterpartei (PKK) 
nachdrücklich auf, die Waffen 

niederzulegen und friedliche und 

rechtmäßige Mittel zu nutzen, um ihren 

Erwartungen Ausdruck zu verleihen; 

betont, dass eine friedliche Lösung der 

Kurdenfrage auch für die demokratische 

Zukunft der Türkei erforderlich ist und nur 

erzielt werden kann, wenn alle betroffenen 

Parteien und demokratischen Kräfte 

einbezogen werden; fordert eine 

Wiederaufnahme der Verhandlungen im 
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nachhaltige Lösung der Kurdenfrage; 

fordert die Mitgliedstaaten auf, die 

Rechtsvorschriften durchzusetzen, nach 

denen die Nutzung von Zeichen und 

Symbolen von Vereinigungen, die auf der 

EU-Liste terroristischer Vereinigungen 

stehen, verboten ist, 

Hinblick auf eine umfassende und 

nachhaltige Lösung der Kurdenfrage; 

fordert die Mitgliedstaaten auf, die 

Rechtsvorschriften durchzusetzen, nach 

denen die Nutzung von Zeichen und 

Symbolen von Vereinigungen, die auf der 

EU-Liste terroristischer Vereinigungen 

stehen, verboten ist, 

Or. en 
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28.6.2017 A8-0234/14 

Änderungsantrag 14 

Bodil Valero 

im Namen der Verts/ALE-Fraktion 

 

Bericht A8-0234/2017 

Kati Piri 

Bericht 2016 über die Türkei 

2016/2308(INI) 

Entschließungsantrag 

Ziffer 17 

 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

17. fordert die Türkei auf, die Rechte 

der schutzbedürftigsten Gruppen und der 

Angehörigen von Minderheiten zu 

schützen; bedauert, dass die LGBTI-

Märsche in Ankara und Istanbul im 

zweiten Jahr in Folge verboten wurden; ist 

zutiefst beunruhigt über 

geschlechtsspezifische Gewalt, 

Diskriminierung, Hassreden gegen 

Minderheiten, Hassverbrechen und 

Verletzungen der Menschenrechte von 

LGBTI-Personen; fordert die Türkei auf, 

angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um 

Hassreden oder Straftaten gegen 

Minderheiten zu verhindern und zu 

ahnden; fordert die Türkei auf, ihre 

innerstaatlichen Rechtsvorschriften an das 

Übereinkommen von Istanbul des 

Europarats, das sie 2014 ratifiziert hat, 

anzupassen; begrüßt die nationale Strategie 

und den Aktionsplan der Regierung für 

Roma und fordert die türkische Regierung 

auf, mit der Umsetzung der Strategie zu 

beginnen und einen Überwachungs- und 

Bewertungsmechanismus einzurichten; legt 

den Behörden nahe, die wesentlichen 

Hindernisse für die soziale Inklusion der 

Roma anzugehen; fordert die Türkei auf, 

für eine vollständige Gleichberechtigung 

aller Bürger zu sorgen und die Probleme 

der Angehörigen von Minderheiten 

17. fordert die Türkei auf, die Rechte 

der schutzbedürftigsten Gruppen und der 

Angehörigen von Minderheiten zu 

schützen; bedauert, dass die LGBTI-

Märsche in Ankara und Istanbul im dritten 

Jahr in Folge verboten wurden und 

Gegenstand von Unterdrückung und 

Polizeigewalt waren; ist zutiefst 

beunruhigt über geschlechtsspezifische 

Gewalt, Diskriminierung, Hassreden gegen 

Minderheiten, Hassverbrechen und 

Verletzungen der Menschenrechte von 

LGBTI-Personen; fordert die Türkei auf, 

angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um 

Hassreden oder Straftaten gegen 

Minderheiten zu verhindern und zu 

ahnden; fordert die Türkei auf, ihre 

innerstaatlichen Rechtsvorschriften an das 

Übereinkommen von Istanbul des 

Europarats, das sie 2014 ratifiziert hat, 

anzupassen; begrüßt die nationale Strategie 

und den Aktionsplan der Regierung für 

Roma und fordert die türkische Regierung 

auf, mit der Umsetzung der Strategie zu 

beginnen und einen Überwachungs- und 

Bewertungsmechanismus einzurichten; legt 

den Behörden nahe, die wesentlichen 

Hindernisse für die soziale Inklusion der 

Roma anzugehen; fordert die Türkei auf, 

für eine vollständige Gleichberechtigung 

aller Bürger zu sorgen und die Probleme 



 

AM\1129554DE.docx  PE605.568v01-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

insbesondere in Bezug auf Bildung und 

Eigentumsrechte zu lösen; stellt fest, dass 

entsprechend den Kopenhagener Kriterien 

Minderheiten an öffentlichen Schulen auch 

das Recht auf Bildung in ihrer 

Muttersprache haben sollten; weist erneut 

darauf hin, dass die Resolution der 

Parlamentarischen Versammlung des 

Europarats zu Imbros und Tenedos 

umgesetzt werden muss, und fordert die 

Türkei auf, Minderheiten angehörende 

Familien, die auf die Inseln zurückkehren 

möchten, zu unterstützen; begrüßt, dass die 

Schule für die griechische Minderheit auf 

der Insel Imbros eröffnet wurde, was ein 

positiver Schritt ist; 

der Angehörigen von Minderheiten 

insbesondere in Bezug auf Bildung und 

Eigentumsrechte zu lösen; stellt fest, dass 

entsprechend den Kopenhagener Kriterien 

Minderheiten an öffentlichen Schulen auch 

das Recht auf Bildung in ihrer 

Muttersprache haben sollten; weist erneut 

darauf hin, dass die Resolution der 

Parlamentarischen Versammlung des 

Europarats zu Imbros und Tenedos 

umgesetzt werden muss, und fordert die 

Türkei auf, Minderheiten angehörende 

Familien, die auf die Inseln zurückkehren 

möchten, zu unterstützen; begrüßt, dass die 

Schule für die griechische Minderheit auf 

der Insel Imbros eröffnet wurde, was ein 

positiver Schritt ist; 

Or. en 

 

 


